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Aufschwung jetzt für gerechtere Einkommensverteilung nutzen!  

SGB stellt Verteilungsbericht vor.  

Die gewerkschaftliche Lohnpolitik ab der zweiten Hälfte der 1990er Jahre hat viele Erfolge vorzuweisen. 
Dank den Mindestlohnkampagnen und den Fortschritten bei den Gesamtarbeitsverträgen sind die unteren 
Löhne deutlich gestiegen – im Unterschied zu vielen anderen Ländern in Europa. Und trotz Finanzkrise und 
Frankenüberbewertung erhöhten sich die Löhne insgesamt. Eine grosse verteilungspolitische 
Fehlentwicklung ist, dass die oberen und obersten Löhne deutlich stärker stiegen. Die Lohnschere ist auch 
in der Schweiz aufgegangen. Heute gibt es in der Schweiz rund 14‘000 Personen mit einem Lohn von einer 
halben Million Franken und mehr – gegenüber rund 3000 Mitte der 1990er Jahre. Verschärft wird die Schere 
zwischen den Top-Verdienenden und den restlichen LohnbezügerInnen durch eine unsoziale Steuer- und 
Abgabenpolitik. Während Steuersenkungen vor allem die höchsten Einkommen entlasteten, leiden die 
unteren und mittleren Einkommen überdurchschnittlich stark unter den explodierten 
Krankenkassenprämien.  Denn die Prämienverbilligungen haben nicht Schritt gehalten mit der 
Prämienexplosion. So hat sich die Prämienbelastung trotz der Prämienverbilligungen für viele Haushalte mit 
tiefen und mittleren Einkommen mehr als verdoppelt. Die Last ist damit für viele mit bescheidenen 
Einkommen, aber auch für viele Familien mit Kindern nicht tragbar. Diese unsoziale Steuer- und 
Abgabepolitik machte somit die Lohnfortschritte zu einem beträchtlichen Teil zunichte. Besonders gravierend 
ist diese Entwicklung für langjährige Mitarbeitende. Denn ihre Löhne stiegen in den Krisenjahren weit 
weniger stark als insgesamt. Dies rächt sich später auch bei deren Pensionskassenrenten – vor allem bei 
den Ü55.  

Damit sich die Einkommenssituation der Normalverdienenden verbessert und die Abgabenpolitik in 
der Schweiz wieder ihre Ausgleichsfunktion übernimmt, braucht es insbesondere folgende 
Massnahmen:  
Lohnerhöhungen von 2 bis 2.5 Prozent in der laufenden Lohnrunde. Lohnerhöhungen braucht es 
insbesondere bei langjährigen Mitarbeitenden und Frauen.  

 Massnahmen zur Beseitigung der Frauen-Lohndiskriminierung (Kontrollen, Sanktionen) sowie zur 
Verbesserung der beruflichen Stellung der Frauen. 

 Mehr Gesamtarbeitsverträge mit guten Mindestlöhnen. Prioritär sind der GAV Journalismus dt. 
Schweiz und die Ausdehnung des GAVs in der Sicherheitsbranche auf die kleinen Firmen, die vor 
allem vom Departement Schneider-Ammann blockiert wird.  

 Abbau der hohen gesetzlichen Hürden bei der Allgemeinverbindlich-Erklärung von 
Gesamtarbeitsverträgen (insb. das Arbeitgeberquorum). Beispielsweise über das von den 
Arbeitgebern der Romandie vorgeschlagene „Quorum coulisssant“.  

 Beschränkungen der Temporärarbeit (insbesondere bei öffentlichen Aufträgen) sowie die Pflicht, 
Temporärangestellte wie Festangestellte zu entlöhnen („Equal pay“).  

 13. Monatslohn für alle. Beispielsweise haben viele Angestellte in der Branche der persönlichen 
Dienstleistungen (Kosmetik, Coiffeure u.a.) nach wie vor keinen 13ten.  

 Ausreichend hohe staatliche Mindestlöhne wie die vorgeschlagenen 23 Fr. im Kt. Genf. Erhöhung 
des von Postregulator Hollenstein erlassenen „Dumping-Mindestlohns“ von 18.27 Fr. auf über 22 Fr., 
damit der Onlinehandel nicht zu Lohndruck führt.  

 Beschränkung der Saläre in öffentlichen Betrieben auf 500‘000 Fr./Jahr.  

 Mehr Krankenkassen-Prämienverbilligungen, so dass niemand mehr als 10 Prozent des verfügbaren 
Haushaltseinkommens für die Krankenkassenprämien ausgeben muss.  

 Korrektur der kantonalen Steuersenkungen für hohe Einkommen 
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